
19

Dienstag, 13. Februar 2024

DasToggenburgbangtumdieNotfallklinik
Alle Kantonsräte imWahlkreis appellieren an die Regierung, denAufenthalt imBerit-Notfallzentrum inWattwil nicht zu beschränken.

Marcel Elsener

DieRegionToggenburghat statt
ihres bisherigen Spitals inWatt-
wil ein Gesundheits- und Not-
fallzentrum, das seit 2022 von
der Berit Klinik betrieben wird.
Das funktioniert nachEinschät-
zung aller Beteiligten gut, doch
bestehen seit längerem Diffe-
renzen über die stationäre Be-
handlung vonNotfällen.

Mehrere politische Vorstös-
se undGespräche zwischenBe-
rit Klinik, Gesundheitsdepar-
tement und Rettung St.Gallen
konnten die Situation nur teil-
weise klären, wie sich an einem
von gut 400 Personen besuch-
ten Podium vergangenen Don-
nerstag in Wattwil offenbarte.
Streitpunkt bleibt die von der
Regierung auf 48 Stunden be-
schränkte Aufenthaltsdauer für
Notfallpatienten.

«Beschränkungmedizinisch
nichtbegründet»
Die Beschränkung soll im Leis-
tungsauftrag der neuen Spital-
liste Akutsomatik festgeschrie-
ben werden. Diese wird bis
31.März erstellt und gilt dann
für die nächsten acht Jahre. Der
PlanderRegierung,dieLeistun-
gen für die Anbieter von Ge-
sundheits- und Notfallzentren
aufSpitalaufenthalte vonhöchs-
tens zwei Behandlungsnächten
zu beschränken, sei unsinnig
undwillkürlich, meinenMartin
Sailer (SP)undBeatLouis (SVP).
Die beiden Toggenburger Kan-
tonsräte ziehen für die Notfall-
versorgung in Wattwil schon
länger am gleichen Strang, nun
konnten sie erstmals alle Rats-
kollegenausderRegion insBoot
holen.

IneinemoffenenBrief andie
Kantonsregierung appellieren
sämtliche zwölf Kantonsräte
ausdemWahlkreisToggenburg
(4 SVP, 2 SP, 3 DieMitte, 2 FDP,
1 Grüne) für den Erhalt der un-
eingeschränkten Notfallversor-
gung. «Für die Region ist eine
funktionierende Notfallversor-
gung in Wattwil von zentraler
Bedeutungundeine solcheEin-
schränkung gefährdet diese
stark», heisst es im Wortlaut.
«Die von der Regierung ange-
dachte Beschränkung birgt für

alle Beteiligten Nachteile und
kannmedizinischnicht begrün-
det werden.»

Entscheidend sind für Beat
Louis und seine Mitstreiter nur
medizinische Kriterien: «Es
muss um die Fallschwere ge-
hen.» Auf der Website notfall-
versorgung.ch hat er das Bei-
spiel von Senioren mit Grippe
aufgeführt, die länger als zwei
Nächte bleibenmussten.

«DasVolkwollte
keinSpitalWattwilmehr»
GesundheitsdirektorBrunoDa-
mannhält dieBeschränkung für
angebracht und für «medizi-
nisch sehr gut begründet».
Wenn eine Behandlung länger
als zwei Nächte dauere, sei dies
ein «schwerer Notfall» und
demnach kein Fall für Wattwil.
Sein Departement habe ent-
gegendenBeschlüssendesKan-
tonsrats und der Regierung be-
reits eine Ausweitung auf zwei
Behandlungsnächte bewilligt.
GemässSpitalstrategiewären in
den Gesundheits- und Notfall-

zentren stationäre Behandlun-
gen von höchstens 24 Stunden
vorgesehen. Nun seien inWatt-
wil je nach Ein- und Austritt bis
zu 60 Stunden möglich. Im
Sommer 2023 hatte das Ge-
sundheitsdepartementderBerit
Klinik Wattwil mitgeteilt, dass
mannurnochstationäreAufent-
haltemithöchstenzweiNächten
akzeptiere und vergüte. Dies,
weil dieKlinikbis dahin20Pro-
zent der stationären Patientin-
nen und Patienten drei oder
mehrNächte, inEinzelfällen so-
gar acht oderneunNächte, hos-
pitalisiert hatte.

Mit der Ausweitung trage
dasDepartement «den Interes-
sen der Toggenburger Bevölke-
rung als auch den betrieblichen
InteressenunddengrossenAn-
strengungen der Berit Klinik
Wattwil im Bereich der Notfall-
versorgungRechnung»,hiess es
in der Antwort auf die Interpel-
lation Sailers, der im Oktober
die fehlenden Rettungsanfahr-
ten beklagte. Er habe sich per-
sönlich bei der Rettung St.Gal-

len für Wattwil eingesetzt, sagt
Damann, diese Befürchtungen
seien inzwischen vom Tisch.
Ausserdem habe Wattwil den
Alkoholentzugerhalten, obwohl
Wil dies auch gern angeboten
hätte.

ImLeistungsauftragmit der
Berit Klinik setzedieRegierung
um, was Volk und Kantonsrat
entschieden haben, erklärt Da-
mann. Die mit 1,6 Millionen
Franken vergütete Notfallzent-
rum-Regelung für Wattwil sei
eine «kreative St.Galler Lö-
sung»undgesamtschweizerisch
einmalig, was manchen Kanto-
nen sauer aufstosse. Selbstver-
ständlich würden die stationä-
ren Behandlungen «ganz nor-
mal»zu55Prozent entschädigt.
«Aberwennwir alleNotfälle für
Wattwil freigeben, gibt es zwi-
schen GNZ und Akutspital kei-
nenUnterschiedmehr.Unddas
Volk wollte kein Spital Wattwil
mehr.» Die Beantwortung des
offenenBriefs sei SachederGe-
samtregierung,derweil derLen-
kungsausschuss fürdieSpitallis-

te über die 48-Stunden-Rege-
lung entscheide.

Berit-Vertreterwollen
keinerleiBeschränkung
AnderDiskussion inWattwilbe-
tonteeineÄrztin,dassdieBelas-
tungdesNotfalldienstes imTog-
genburgdankderBeritKliniker-
träglichsei.Es sei zubefürchten,
meinteeinVotant, dasserfahre-
ne Ärzte schwer zu rekrutieren
seien, wenn sie nur noch Baga-
tellfällebehandelndürften.Dem
Tenor nach schätzt die Toggen-
burgerBevölkerungdasAngebot
des Notfallzentrums, das mitt-
lerweile auf eine durchschnittli-
che Belegung von fünf bis sechs
Betten ausgerichtet ist.

Von «kurzstationärer» Be-
handlung und entsprechender
Einschränkung der Notfälle sei
im Leistungsauftrag nicht die
Rede, sagt John Cassidy, Leiter
Spitalplanung der Berit Klinik
AG. Dass dies nun ein Thema
werde, verunsichere die Bevöl-
kerung. Im Wattwiler Notfall-
zentrum gebe es «nur ganz we-

nigeNotfälle», die nicht behan-
delt werden könnten. Es werde
rundumdieUhrvonFachärztin-
nenund -ärztenundPflegenden
betrieben, denen einemoderne
Infrastruktur zur Diagnostik
samtLaborleistungenundradio-
logischen Befunden (CT, Rönt-
gen)zurVerfügungstehe,erklärt
Cassidy.MitderRettungSt.Gal-
len habeman Zuweisungskrite-
rien nach häufigen Behandlun-
gen und nach Schweregrad be-
stimmt. Massgebend seien
neben dem Patientenwunsch
also medizinische Gründe. 95
Prozent der Notfälle behandle
das Zentrum abschliessend, in
den übrigen Fällen übernehme
es die Triage.

Welche Notfallbehandlun-
gen sind in Wattwil nicht mög-
lich? Ausgeschlossen sind laut
Cassidy «vital bedrohte Patien-
tinnen und Patienten, akuter
Schlaganfall oder akutes Koro-
narsyndromsowieschwerePoly-
traumata».AlleübrigenNotfälle
könne die Berit Klinik jederzeit
von der Sanität übernehmen,
sagt Cassidy. Man setze sich
demnach für eine Behandlung
nach medizinischen Kriterien
ohneBeschränkungen ein.

AuchBerit-CEOPederKoch
forderte an der Veranstaltung
der Ortsparteien, dass bei der
Notfallpatientenzuweisung in
Wattwil wie «im ganzen Land»
medizinische Aspekte aus-
schlaggebend sein müssten.
ToggenburgerPolitikerwieBeat
Louis mutmassen, dass die Re-
gierung andere Gründe für die
Einschränkunghabe.«Aberpoli-
tischeoderfinanzielle Interessen
desKantonssindhieregal.»Tat-
sächlich könnte Berit gegen die
Spitalliste klagen – bis vor Bun-
desgericht.DenktdasUnterneh-
men daran? CEO Koch antwor-
tetausweichend:«Wirgehenda-
von aus, dass Bruno Damann
und die gesamte Regierung die
Forderungenderniedergelasse-
nen Ärzteschaft des Toggen-
burgs, der Toggenburger Bevöl-
kerung,allerToggenburgerKan-
tonsräte sowie der Gemeinde
Wattwil ernst nehmen und eine
Notfallversorgung ohne Ein-
schränkungermöglichen, sowie
sie der übrigenBevölkerungdes
Kantons zur Verfügung steht.»

Zwei Nächte, aber nicht mehr: Zimmer im Neubau des Spitals Wattwil. Bild: Sascha Erni

GLPwillPendlerabzugnur
fürElektroautoserhöhen
Steuern Die Limite für den
Pendlerabzug imKantonSt.Gal-
len entspricht heute dem Preis
eines SBB-Generalabonne-
ments 2. Klasse plus 600 Fran-
ken: insgesamt 4595 Franken.
Die Finanzkommission des
Kantonsratswill denPendlerab-
zugaufneu8000Frankenerhö-
hen. Von einer solchen Erhö-
hung würden vor allem Perso-
nen profitieren, die mit dem
Autounterwegs sindund täglich
mehrals30Kilometer zurArbeit
pendeln.

«Eine Steuererleichterung
fürAutopendler ist nichtnurun-

fair, sondern setzt komplett fal-
sche Anreize», schreibt die
GrünliberalePartei desKantons
St.Gallen am Montag in einem
Communiqué. Der Kanton
müsstevielmehr Interessedaran
haben, dass seine Einwohner
möglichst dort wohnen, wo sie
arbeiten. JemehrLeutemitdem
Auto zur Arbeit pendeln wür-
den, destomehr kosteten Stras-
senbau und -unterhalt. Zudem
entstünden Stau und mehr
Emissionen; ganz zu schweigen
davon,dassdamitdieKlimazie-
ledesPariserAbkommensnicht
erreicht und die Netto-Null-

Strategie bis 2050 kaumumge-
setzt werden können.

Aus diesem Grund wollen
die St.GallerGrünliberalen kei-
ne generelle Erhöhung des
Pendlerabzugs,wiees inderMe-
dienmitteilung heisst. Für den
Fall, dass sicheineMehrheit des
Parlaments trotzdemdafür aus-
spreche, solle die Erhöhung auf
Elektroautos beschränkt wer-
den. Das halte nicht nur die
Fehlanreize in Grenzen, son-
dernhabeauchdenVorteil, dass
die Elektrifizierung desmotori-
sierten Individualverkehrs ge-
fördert würde. (seh)

Machtmissbrauch:Bistum
schultMitarbeitende
Prävention Die Diözesane
Kommission fürSchutzundPrä-
vention des Bistums St.Gallen
will Mitarbeitende für den Um-
gangmit Macht sensibilisieren.
Geplant seien Schulungen vor-
erst für hauptamtliche Ange-
stellte imBistum,wie es in einer
Mitteilung heisst. Die Pilotver-
anstaltung im Januar mit der
Theologin und Erwachsenen-
bildnerin Hannah Schulz aus
Bonn habe erste Impulse gege-
ben. «Wir schulen und sensibi-
lisieren die Mitarbeitenden im
Bistum schon seit 20 Jahren.
NunkonzipierenwirauchInhalte

zuMacht und insbesondere zur
Gefahr von deren Missbrauch
sowie zum Umgang mit Nähe
und Distanz», sagt Franz
Kreissl, Präsident der Kommis-
sion Schutz und Prävention.
Neben der Kommission gibt es
im Bistum seit 2002 das Fach-
gremiumsexuellerMissbrauch,
und seitAnfang2023 ist dieAn-
laufstelle für Betroffene von
geistigem Missbrauch in der
Pilotphase.

MachtseikeinDing,dasman
besitzenkönne, sonderneinBe-
ziehungsverhältnis, sagt Er-
wachsenenbildnerin Hannah

Schulz. «Drei Zutaten ermögli-
chenMachtmissbrauch:dasSys-
tem, der Täter und das Opfer.»
DasThemaseikomplexundfor-
dere die Verantwortlichen her-
aus, denMitarbeitenden die re-
levanten Inhalte zu vermitteln:
«ImKernmöchtenwir sensibili-
sierenfürdieMomente, indenen
jedeund jedervonuns inGefahr
ist, Macht zu missbrauchen»,
sagt Dolores Waser Balmer von
derKommissionSchutzundPrä-
vention. Das heisse, das eigene
Handeln zu reflektieren und in
derFolgedieVerantwortungda-
für zu übernehmen. (mge)


